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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 187/06 B 

 

 

 
........................................................................................................................, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ................................................, 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Juni 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 14. März 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht- 

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14. März 2006 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung (auch) von Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 

bei Berufsunfähigkeit ab 1. Juni 2002 verneint, nachdem das Sozialgericht zuvor bereits die 

weitergehende Klage auf Gewährung von Rente wegen voller Erwerbsminderung abgewiesen 

hatte. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich darauf, dass er aufgrund langjähriger Tätigkeit 

als PVC-Isolierer wie ein Facharbeiter zu behandeln sei. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 12. April 

2006 genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe 

ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Der Kläger hat bereits keinen nach § 160 Abs 2 SGG relevanten Zulassungsgrund (grundsätzli-

che Bedeutung; Divergenz; Verfahrensmangel) benannt. Er rügt vielmehr eine fehlerhafte 

Rechtsanwendung durch das LSG in der Sache selbst. Eine - vermeintliche - inhaltliche Unrich-

tigkeit des Berufungsurteils eröffnet die Revisionsinstanz jedoch nicht (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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